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Herstellung eines Kindesverhältnisses

leerleer
  
1. Ausgangslage und Fragestellung

Eine Asylbewerberin hat in der Schweiz ein Kind geboren, das bei einer Vergewaltigung gezeugt wurde. Nachdem das Zivilstandsamt die Eintragung des verstorbenen Ehemannes der Mutter als Vater des Kindes verweigert hatte, wurde der zuständige Sozialdienst mit (Vor)Abklärungen mit Blick auf die Herstellung des Kindesverhältnisses zum Vater beauftragt. Eine Beistandschaft wurde noch nicht errichtet. Der Sozialdienst erkundigt sich, ob eine Beistandschaft errichtet und weitere Abklärungen vorgenommen werden müssen, obwohl die Mutter den Namen des mutmasslichen Vaters nicht kenne und sich aufgrund der Umstände, in denen das Kind gezeugt wurde, in einer schwierigen psychischen Situation befinde.

Aus dem Sachverhalt geht nicht hervor, ob die Vergewaltigung und Zeugung des Kindes in der Schweiz oder im Herkunftsland der Asylbewerberin erfolgte.

2. Erwägungen

Das Kind hat einen internationalrechtlichen und verfassungsmässig garantierten Anspruch auf Kenntnis seiner Abstammung (Art. 7 Abs. 1 UN-KRK und  Art. 119 Bst. g BV). Schon vor dieser Verankerung dieses Anspruchs galt es als Persönlichkeitsrecht des Kindes, das Kindesverhältnis zum Vater festzustellen, wenn dieser bekannt war. Aus diesem Grund kann grundsätzlich nicht davon abgesehen werden, das Kindesverhältnis durch Anerkennung oder Klage herzustellen. Selbst die frühere Auffassung, wonach von der Herstellung des Kindesverhältnisses abgesehen werden könne, wenn die Adoption des Kindes in Aussicht stehe, ist durch die neue Rechtslage ins Wanken geraten (Hegnauer, ZVW 4/97, S. 127).

Ist der mutmassliche Vater nicht bekannt und kann seine Identität mit zumutbaren Nachforschungen nicht ausfindig gemacht werden, kann das Kindesverhältnis zum biologischen Vater nicht hergestellt werden. Die Mutter trifft gestützt auf Art. 272 ZGB eine Mitwirkungspflicht bei der Feststellung der Identität des Vaters. Bei Weigerung der Mutter, die Identität des Vaters bekannt zu geben bzw. bei deren Feststellung mitzuwirken, wird der Anspruch des  Kindes illusorisch.

Ein allfälliges Interesse der Mutter, den Namen des Vaters nicht bekannt zu geben ist auch grundrechtlich geschützt (Art. 8 EMRK Achtung und Schutz des Privat- und Familienlebens und Art. 13 BV Schutz der Privatsphäre). Zwischenmenschliche Beziehungen und das Sexualleben sind Aspekte des Privatlebens, so dass sich die Mutter bei der Weigerung, den Namen des Vaters bekannt zu geben auf Art. 13 Abs. 1 BV berufen kann. Damit kollidieren grundrechtlich geschützte Interessen der Mutter und des Kindes. Diese kollidierenden Interessen sind im Einzelfall gegeneinander abzuwägen. Je nach Gewichtung kann die Abwägung zugunsten des Kindes oder der Mutter ausfallen Vieles spricht für den Vorrang der Interessen des Kindes an der Kenntnis seiner Abstammung. Die Lehre ist denn auch ausserordentlich restriktiv in Bezug auf den Verzicht der Herstellung des Kindesverhältnisses zum Vater bei angeblichen oder tatsächlich drohenden Nachteilen für das Kind. So lehnt es Hegnauer ab, auf die Herstellung des Kindesverhältnisses zu verzichten, weil der Vater mit der Entführung des Kindes droht (ZVW 1980, S. 20). Zum Schutze des Kindes vor drohenden Nachteilen sind vielmehr geeignete Kindesschutzmassnahmen zu treffen.

In der Rechtsprechung ist kein Fall bekannt, in dem auf die Herstellung des Kindesverhältnisses verzichtet worden ist, weil das Kind bei einer Vergewaltigung gezeugt worden ist. Persönlich bin ich der Meinung, dass auch in einem solchen Fall nicht der Tatbestand der Vergewaltigung allein darüber entscheiden kann, sondern es muss eine ganzheitliche Betrachtung der Situation erfolgen und anschliessend eine entsprechende Entscheidung getroffen werden.

Wenn jedoch die Mutter ihre Mitwirkung verweigert, gibt es keine gesetzlich erlaubten direkten Zwangsmittel, sie zu dieser Mitwirkung zu zwingen.

3. Schlussfolgerungen

Im konkreten Fall sind die auf dem Spiel stehenden Interessen von Kind und Mutter mit dieser eingehend zu erörtern und eine Gesamtbeurteilung vorzunehmen. Dabei spielt selbstverständlich eine Rolle, ob die Mutter die Identität des mutmasslichen Vaters tatsächlich nicht kennt oder ob sie diese aufgrund der erfahrenen psychischen Verletzung nicht bekannt geben will. Es spielt weiter eine Rolle, ob ein Beistand oder eine Beiständin auch ohne Mitwirkung der Mutter mit zumutbaren Abklärungen eine Chance hat, den mutmasslichen Vater zu finden und mit einiger Aussicht auf Erfolg einen Vaterschaftsprozess durchzuführen. Dabei ist von besonderer Bedeutung, ob der mutmassliche Vater sich in der Schweiz oder im Ausland aufhält. Die Komplexität der tatsächlichen und psychosozialen Verhältnisse  erfordert auf jeden Fall weitere Abklärungen und eine professionelle Beratung der Mutter, weshalb eine Beistandschaft nach Art. 309/308 Abs. 2 ZGB zu errichten ist. Der Gesetzgeber räumt ja dem Beistand bzw. der Beiständin zwei Jahre ein für die entsprechenden Bemühungen, Erst wenn nach zwei Jahren das Kindesverhältnis zum Vater nicht hergestellt werden konnte und auch dann keine Aussicht darauf besteht, dieses noch herzustellen, ist die Beistandschaft aufzuheben (Art. 309 Abs. 2 ZGB).
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